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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO, VVG: Prozessführungsbefugnis des Insolvenzverwalters 
Urteil vom 15.12.2022, Az: I ZR 135/21  

2. MarkenG: Neue Verletzung trotz strafbewehrter Unterlassungserklärung 
Versaeumnisurteil vom 01.12.2022, Az: I ZR 144/21  

3. HGB: Stillschweigender Verzicht auf Einwand verspäteter Mängelrüge 
Urteil vom 16.11.2022, Az: VIII ZR 383/20  

4. BGB: Voraussetzungen einer Unterbringung 
Beschluss vom 16.11.2022, Az: XII ZB 184/22  

5. FamFG: Organisatorischer Spielraum bei Abschiebung 
Beschluss vom 25.10.2022, Az: XIII ZB 116/19  

6. ARegV: Festlegung der Erlösobergrenze 
Beschluss vom 13.12.2022, Az: EnVR 55/20  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. ZPO, VVG: Prozessführungsbefugnis des Insolvenzverwalters 

Urteil vom 15.12.2022, Az: I ZR 135/21 
a) Ist die mit der Klage des Versicherungsnehmers geltend gemachte Schadensersatz-
forderung nach Rechtshängigkeit entweder infolge einer Abtretung oder infolge einer 
Legalzession auf den Versicherer übergegangen und fällt der Versicherungsnehmer 
nach dem Forderungsübergang in Insolvenz, ist der Insolvenzverwalter befugt, den un-
terbrochenen Rechtsstreit aufzunehmen und die Forderung im eigenen Namen gericht-
lich geltend zu machen. Der für die Prozessführungsbefugnis des Insolvenzverwalters 
erforderliche Massebezug ergibt sich aus der in § 86 Abs. 2 VVG dem Versicherungs-
nehmer auferlegten Obliegenheit, die Interessen des Versicherers zu wahren. 
 
b) Auch wenn eine Änderung des Klageantrags in der Berufungsinstanz nicht den Be-
schränkungen des § 533 ZPO unterliegt, weil sie gemäß § 264 Nr. 2 und 3 ZPO nicht 
als Klageänderung anzusehen ist, ist dazu gehaltener neuer Tatsachenvortrag in der 
Berufungsinstanz nur unter den Voraussetzungen des § 531 Abs. 2 ZPO zuzulassen. 
Die Zulassung setzt voraus, dass der Vortrag im ersten Rechtszug nicht geltend ge-
macht worden ist, ohne dass dies auf einer Nachlässigkeit der Partei beruht. 
 



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 2 - 
 
 

  
2. MarkenG: Neue Verletzung trotz strafbewehrter Unterlassungserklärung 

Versaeumnisurteil vom 01.12.2022, Az: I ZR 144/21 
a) Eine neue Markenrechtsverletzung trotz strafbewehrter Unterlassungserklärung be-
gründet regelmäßig erneut die Wiederholungsgefahr, die grundsätzlich nur durch eine 
weitere Unterwerfungserklärung mit einer gegenüber der ersten erheblich höheren 
Strafbewehrung ausgeräumt werden kann. Einem Vertragsstrafeversprechen nach 
"Hamburger Brauch" wohnt eine solche höhere Strafbewehrung bereits inne. Es entfal-
tet mit der Möglichkeit, eine Vertragsstrafe auch in zuvor nicht absehbarer Höhe fest-
zusetzen, im Wiederholungsfall dem Schuldner gegenüber die notwendige Abschre-
ckungswirkung, zumal der Umstand der wiederholten Zuwiderhandlung bei einer ge-
richtlichen Überprüfung der Angemessenheit der Vertragsstrafe zu berücksichtigen ist. 
 
b) Für den Wegfall der Wiederholungsgefahr genügt grundsätzlich der Zugang einer 
strafbewehrten Unterlassungserklärung des Schuldners, die sich als Ausdruck eines 
ernsthaften Unterlassungswillens darstellt. Dafür ist erforderlich, dass die strafbe-
wehrte Unterlassungserklärung bis zu ihrer Annahme oder Ablehnung durch den Gläu-
biger bindend ist, damit dieser sie jederzeit annehmen und so die Vertragsstrafever-
pflichtung begründen kann. Nur dann ist die erforderliche Abschreckungswirkung ge-
geben, die den Wegfall der Wiederholungsgefahr schon mit Zugang der strafbewehr-
ten Unterlassungserklärung rechtfertigt. 
 
c) Lehnt der Gläubiger die Annahme der strafbewehrten Unterlassungserklärung ge-
genüber dem Schuldner ab, scheitert der Abschluss des Unterlassungsvertrags und es 
fehlt ab diesem Zeitpunkt an der für den Wegfall der Wiederholungsgefahr erforderli-
chen Abschreckungswirkung durch eine (drohende) Vertragsstrafeverpflichtung (Auf-
gabe von BGH, Urteil vom 31. Mai 1990 - I ZR 285/88 , GRUR 1990, 1051 [juris Rn. 
16] = WRP 1991, 27 - Vertragsstrafe ohne Obergrenze). 
 

  
3. HGB: Stillschweigender Verzicht auf Einwand verspäteter Mängelrüge 

Urteil vom 16.11.2022, Az: VIII ZR 383/20 
a) Der Verkäufer kann jederzeit und auch stillschweigend auf die Rechtsfolgen aus § 
377 Abs. 2 , 3 HGB - beziehungsweise auf den Einwand der Verspätung einer Män-
gelrüge - verzichten. Hierfür müssen jedoch eindeutige Anhaltspunkte vorliegen, die 
der Käufer als (endgültige) Aufgabe des Rechts - hier: des Verspätungseinwands - 
durch den Verkäufer verstehen darf (im Anschluss an Senatsurteile vom 19. Juni 1991 
- VIII ZR 149/90 , NJW 1991, 2633 unter II 1 c aa und bb; vom 25. November 1998 - 
VIII ZR 259/97 , NJW 1999, 1259 unter III 2 a; vom 9. November 2022 - VIII ZR 
272/20 , zur Veröffentlichung vorgesehen, unter II 2 b dd (5) (a) und (b)). 
 
b) Solche eindeutigen Anhaltspunkte lassen sich grundsätzlich noch nicht ohne Weite-
res einem Schreiben des Fahrzeugverkäufers entnehmen, mit dem der Fahrzeugkäufer 
über die Bereitstellung eines Software-Updates durch den Fahrzeughersteller unter-
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richtet, um die Vereinbarung eines Termins zum Aufspielen des Updates in der Werk-
statt des Fahrzeugverkäufers gebeten und auf die Übernahme der Kosten der Maß-
nahme durch den Hersteller sowie die Möglichkeit einer für den Fahrzeugkäufer kos-
tenlosen Überlassung eines Ersatzfahrzeugs für die Dauer der Maßnahme hingewiesen 
wird. 
 

  
4. BGB: Voraussetzungen einer Unterbringung 

Beschluss vom 16.11.2022, Az: XII ZB 184/22 
a) Auch bei einer bereits länger andauernden Unterbringung setzt die gemäß § 1906 
Abs. 1 Nr. 1 BGB erfolgende (weitere) zivilrechtliche Unterbringung eine - nach wie 
vor bestehende - ernstliche und konkrete Gefahr für Leib oder Leben des Betroffenen 
voraus (im Anschluss an Senatsbeschluss BGHZ 218, 111 =FamRZ 2018, 950). 
 
b) Besonderheiten können sich bei einer bereits mehrere Jahre währenden Unterbrin-
gung allerdings mit Blick auf die Feststellung der von § 1906 Abs. 1 Nr. 1 BGB vo-
rausgesetzten Gefährdung von Leib oder Leben des Betroffenen und die hierfür gebo-
tene Begründungstiefe der gerichtlichen Entscheidung sowie für die Frage der Verhält-
nismäßigkeit der Freiheitsentziehung ergeben (im Anschluss an Senatsbeschluss 
BGHZ 218, 111 =FamRZ 2018, 950). 
 

  
5. FamFG: Organisatorischer Spielraum bei Abschiebung 

Beschluss vom 25.10.2022, Az: XIII ZB 116/19 
Der bei der Umsetzung der Abschiebung bestehende organisatorische Spielraum er-
laubt der Behörde Planungsänderungen aus sachlichen Gründen wie die Umbuchung 
eines ursprünglich für eine bestimmte Person geplanten Flugs unter Berücksichtigung 
der verfügbaren Flugkapazitäten und anderweitig vorzunehmender Abschiebungen, 
sofern innerhalb der bestehenden Überstellungsfrist ein möglichst zeitnaher neuer Ab-
schiebetermin festgelegt wird (Fortführung von BGH, Beschluss vom 23. Februar 
2021 - XIII ZB 113/19, juris Rn. 17 ff.). 
 

  
6. ARegV: Festlegung der Erlösobergrenze 

Beschluss vom 13.12.2022, Az: EnVR 55/20 
Bei der Festlegung der Erlösobergrenzen ist nicht nur für die Kostenerhebung und 
Kostenprüfung, sondern auch für die Kostenzuordnung in die Kategorien des § 11 
ARegV auf die Verhältnisse im Basisjahr abzustellen. 
 
  

 

 


